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INHALT

In diesem Heft verwenden wir den Gender-Stern (*), um sichtbar zu machen, dass es
mehr als zwei Geschlechter gibt. Außerdem sprechen wir von Ländern des Globalen
Südens und Nordens. Diese Begriffe sind nicht geographisch gemeint, sondern
beziehen sich auf Länder in unterschiedlichen weltpolitischen und -wirtschaftlichen
Positionen. Sie ersetzen wertende Begriffe wie „Entwicklungsländer“ und
„Industrieländer“, die die Welt in „rückständige“ und „überlegene“ Nationen aufteilen
sollen.

Für unseren Parteiencheck haben wir die etablierten Parteien befragt, also die
Parteien, die seit der letzten Bundestagswahl entweder im Bundestag oder in einem
Landtag ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten sind. Wir haben
uns bewusst dazu entschieden, der AfD hier keine Plattform zu geben.
Das Programm der AfD lehnen wir ab, weil es mit den im Grundgesetz
festgeschriebenen Prinzipien der Demokratie und Menschenwürde unvereinbar ist und
der menschengemachte Klimawandel geleugnet wird.

Die Antworten der Parteien haben wir nach bestem Wissen und Gewissen gekürzt. Die
vollständigen Stellungnahmen sowie alle Quellen können unter www.bundjugend.de
nachgelesen werden.

Die Broschüre, weitere Infos und alle Quellen sowie die vollständigen Antworten der
Parteien findet ihr unter: 
https://www.bundjugend.de/projekte/bundestagswahl-2021-fuer-eine-gerechte-
solidarische-gesellschaft/
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Spätestens seit den diesjährigen Flutkatastrophen in
Rheinland-Pfalz, NRW und Bayern ist klar: 
In Deutschland bekommen wir die Auswirkungen der
Klimakrise zu spüren. Extremwetterereignisse wie
aktuelle Dürren, Hochwasser und Stürme geschehen
immer häufiger. Dabei sind Menschen im Globalen
Süden am stärksten betroffen, obwohl sie bisher am
wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben und somit
die kleinste Verantwortung für die fortschreitende
Klimakrise tragen. Im Gegensatz dazu hat Deutschland
über mehr als ein Jahrhundert seine Wirtschaft auf dem
Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase aufgebaut und
dadurch stark profitiert. Damit trägt es eine besonders
große Verantwortung, seinen Treibhausgasausstoß
schnell zu reduzieren. Die Bundestagswahl 2021 wird
darüber entscheiden, ob in den nächsten Jahren die
notwendigen Weichen dafür gestellt werden.

KLIMAGERECHTIGKEIT Unsere Broschüre zeigt wichtige politische
Stellschrauben in den Bereichen Erneuerbare Energien,
Bauen, Verkehr, Digitalisierung und Wirtschafts-
subventionen auf. Dazu haben wir alle etablierten
demokratischen Parteien befragt und ihre Antworten
zusammengefasst. Diese Broschüre dient der
Orientierung und soll keine Wahlempfehlung darstellen.
Gemeinsam können wir die Demokratie im September
lebendig werden lassen: mit gut informierten
Wahlentscheidungen und in Gesprächen mit der Familie
und Bekannten. Diese Wahl ist Klimawahl!
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Der Wohlstand des Globalen Nordens konnte nicht nur durch die
Zerstörung der Umwelt entstehen, er wurde auch schon immer
auf Kosten des Globalen Südens erwirtschaftet. Der
Kolonialismus ist dafür nur ein Beispiel unter vielen. Dieser
Reichtum ermöglicht heute unter anderem, dass sich Länder des
Globalen Nordens schützende Maßnahmen gegen
Klimawandelfolgen leisten können. Doch in vielen Ländern der
Welt sind die Menschen den verheerenden Folgen schutzlos
ausgeliefert, sodass sie ihre Heimat und Lebensgrundlagen
verlieren. Wirbelstürme, Dürren, steigende Meeresspiegel und
andere Klimawandelfolgen zwingen jetzt schon jährlich
durchschnittlich 23 Millionen Menschen, aus ihrer Heimat zu
fliehen. Die Vereinten Nationen rechnen mit 150 Millionen
Klimaflüchtlingen bis zum Jahr 2050 .
Auch lokal ist die Betroffenheit von Klimawandelfolgen sehr
ungleich verteilt und betrifft Menschen mit geringem
Einkommen sowie junge Menschen besonders stark. So werden
die negativen gesundheitlichen Auswirkungen des
Klimawandels, beispielsweise durch Hitzeperioden, in
innerstädtischen Gebieten zunehmen. Denn hier konzentrieren
sich oftmals hohe Umweltbelastungen und soziale
Problemlagen.

Ärmste 5%

Quelle: Stockholm Environment Institute
und Oxfam International (2020)

Bevölkerung 

3



 

In seinem historischen Urteil hat das Bundesverfassungsgericht
außerdem bestätigt, dass die Gerechtigkeit zwischen den
Generationen in Deutschland zu wenig berücksichtigt wird. Weil
wir heute zu viel CO  ausstoßen und die aktuelle Klimapolitik
dies nicht verhindert, müssen jüngere Menschen und zukünftige
Generationen später mit extremen Einschränkungen leben.
Viele junge Menschen gehen auf die
Straße, um für eine klimagerechte
Zukunft zu kämpfen, denn es steht
ihre eigene Zukunft auf dem Spiel. Sie
werden die Auswirkungen von
politischen Entscheidungen am
längsten tragen müssen und dennoch
haben sie bei der Bundestagswahl
zum Großteil kein Wahlrecht.

Reichste 5%

Anteil am Wachstum der CO 

 Emissionen 1990- 2015
2

2

 nach Einkommen
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Wenn wir über Klimapolitik diskutieren, müssen wir also über
Verantwortung und Gerechtigkeit sprechen. Es wird schnell
deutlich: Länder des Globalen Nordens wie Deutschland tragen
eine große historische Verantwortung für die Klimakrise und
profitieren seit langem von der Verbrennung fossiler Brennstoffe
und der Ausbeutung der Natur, während die Auswirkungen
überall auf der Welt zu spüren sind. Menschen verlieren ihre
Lebensgrundlage, fliehen aus ihrer Heimat und Kindern wird die
Chance auf ein unbeschwertes Leben genommen. Eine
konsequente und wirksame Klimapolitik ist also keine Frage
politischer Richtungen, sondern der einzige Weg, wie
Deutschland aufrichtig mit seiner Verantwortung gegenüber den
eigenen Bürger*innen und der gesamten Weltbevölkerung
umgehen kann. 
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Klimaschutz und -anpassung muss man sich leisten
können. Die Klimakrise trifft Menschen und Staaten
mit geringen finanziellen Mitteln viel stärker als
privilegierte. Welche Konzepte hat Ihre Partei für
eine klimagerechte Gesellschaft innerhalb und
außerhalb Deutschlands? 

CDU/CSU
FDP Die FDP will die Energiebesteuerung deutlich senken, um den

Mehrkosten durch die Verknappung von Zertifikaten
entgegenzuwirken. Zudem will sie durch die Rückzahlung eines
jährlich zu berechnenden pauschalen Betrages, also einer
Klimadividende, einen finanziellen Ausgleich für alle
Bürger*innen gewährleisten. National und international fordert
sie außerdem Aufforstung und Schutz von Wäldern. Dafür sollen
international Anreize geschaffen werden, zum Beispiel durch ein
Emissionshandelsystem.

Die CDU/CSU setzen auf den europäischen Emissionshandel.
Dieser soll im Luftverkehr gestärkt und auf weitere Sektoren wie
Mobilität, Wärme und Schiffverkehr ausgeweitet werden. Dabei
fordern sie einen einheitlichen Preis sowie eine globale
Anschlussfähigkeit. Entstehende Mehrbelastungen in den
Bereichen Wohnen und Mobilität sollen kompensiert und alle
Einnahmen an die Bürger*innen und Betriebe durch eine
Stromverbilligung zurückgegeben werden. Dafür wollen sie die
EEG-Umlage abschaffen.
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DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD

Die Grünen wollen Menschen mit geringem Einkommen
entlasten. Dafür soll ein Energiegeld eingeführt werden, mit dem
der CO -Preis an die Bürger*innen zurückgegeben wird, ein
Transformationsfond zur Förderung CO -freier Alternativen
sowie ein Klimawohngeld, bei dem Vermieter*innen CO -Kosten
übernehmen. International fordern sie eine deutsche
Klimafinanzierung von jährlich 8 Mrd. Euro und Partnerschaften
mit Ländern des Globalen Südens, bei denen gemeinsam sozial-
ökologische Projekte durchgeführt werden.

Die Linken wollen international eine deutsche
Klimafinanzierung von jährlich 8 Mrd. Euro. In Deutschland
fordern sie Klimaneutralität bis 2035, deren Kosten nicht
einkommensschwache Haushalte tragen sollen. Dies soll u.a.
durch eine Reduktion von Industrieprivilegien möglich gemacht
werden. Investitionen sollen ein neues Wohlstandsmodell mit
gerechter Verteilung von Arbeit und Reichtum schaffen. Dazu
zählen Löhne, die für ein gutes Leben reichen, sowie mehr Zeit
durch kürzere Arbeitszeiten.

Die SPD möchte die Klimaneutralität bis 2045 sozial gerecht
erreichen, indem u.a. der CO -Preis über die Senkung der EEG-
Umlage und später über eine Klimaprämie zurückgezahlt wird.
Zudem solle der CO -Preis von dem*r Vermieter*in übernommen
werden und Förderprogramme den Umstieg auf klimafreundliche
Technologien für alle ermöglichen. International wollen sie
Länder des Globalen Südens bei der Anpassung an den
Klimawandel unterstützen.

2
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Trotz der fortschreitenden Klimakrise setzt Deutschland
noch viel zu sehr auf klimaschädliche Energieträger wie
Braunkohle. Dadurch macht der Energiesektor (Strom,
Verkehr und Wärme) heute noch einen Anteil von etwa
83 % an den Treibhausgasemissionen aus.
Das angestrebte Ziel der Klimaneutralität kann aber nur
erreicht werden, wenn die Energieversorgung keine
fossilen Rohstoffe mehr verbrennt. Somit ist ein Ausbau
der Erneuerbaren Energien (EE) die notwendige
Voraussetzung für ein nachhaltiges Energiesystem.
Während Wasserkraft sein Ausbaulimit in Deutschland
beinahe erreicht hat und Biomasse wegen seines hohen
Flächenverbrauchs an seine Grenzen stößt, haben
Photovoltaik und Windenergie noch großes Potenzial.
Ein schneller Ausbau dieser beiden erneuerbaren
Energieträger ist notwendig, um bald klimaneutral zu
werden.
Für die Dekarbonisierung, also die Abkehr von der
Nutzung fossiler Energieträger (Braunkohle, Erdöl,
Erdgas, ...) im Strom-, Verkehr-, Gebäudewärme- und
Industriebereich, werden enorme Mengen an Strom
benötigt, wodurch der Strombedarf in Zukunft stark
steigen wird.
Es ist zwar nicht vorherzusagen, wie viel Strom wir in
Zukunft benötigen, doch es ist wahrscheinlich, dass sich
der Strombedarf mehr als verdoppeln wird. 
Da momentan ca. die Hälfte des erzeugten Stroms aus
Erneuerbaren Energien stammt, müssten die
Kapazitäten mehr als vervierfacht werden.

ERNEUERBAREENERGIEN
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Die Windenergie besitzt das größte Potenzial für die
Energiewende und sollte daher stark ausgebaut werden.
Wollen wir die Klimaziele erreichen, brauchen wir wesentlich
höhere Ausbauziele, von denen Deutschland heute noch weit
entfernt ist. Das liegt unter anderem an vielfältigen politischen
Hemmnissen, die den Ausbau bremsen.
Dazu zählt das heutige Ausschreibungsmodell, das kleinere
Ausbauprojekte aus Bürger*innenhand gegenüber finanzstarken
Akteur*innen benachteiligt. Diese Projekte geben der lokalen
Bevölkerung die Möglichkeit, sich an der Planung und an den
Erträgen der Windenergie zu beteiligen. Innovative und
bürger*innennahe Projekte wie diese sollten durch eine
fundamentale Überarbeitung des Ausschreibungsmodells
gefördert werden – so erhöht sich auch die Akzeptanz für
Windenergieanlagen bei den Menschen vor Ort.

Netto Zubau in Deutschland in GW

Windenergie
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Quelle: BMWi (2021) und Quaschning (2016)
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Photovoltaik
Wind an Land
Wind auf See 
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Der erneuerbare Energieträger Photovoltaik (PV) ist neben der
Windenergie der größte regenerative Stromlieferant. Doch das
Potential ist längst nicht ausgeschöpft: 2017 hatten lediglich 
12 % der potenziell nutzbaren Dachflächen eine
Photovoltaikanlage installiert. Zwar stieg der Ausbau in den
letzten vier Jahren merklich an, aber immer noch auf zu
niedrigem Niveau.
Gerade PV-Anlagen auf Dächern werden von der Bevölkerung gut
akzeptiert. Sie verlagern die Stromerzeugung in die Städte und
treten damit nicht mit dem Naturschutz in Konflikt. Der Ausbau
von Photovoltaik schafft zudem grüne Arbeitsplätze.
Ein Ansatz zur Nutzung des PV-Potentials ist eine bundesweite
PV-Pflicht für Neubauten und bei Dachsanierungen. Wenn der
Bau wirtschaftlich zumutbar ist, wären
Gebäudeeigentümer*innen verpflichtet, eine PV-Anlage zu
installieren. Ziel ist es, dass der erzeugte Strom von den
Bewohner*innen des Hauses direkt verbraucht wird. Für private
und auch gewerbliche Gebäude müssen entsprechende
Regelungen geschaffen werden. Die private Nutzung kleinerer
Anlagen sollte außerdem durch eine Mieterstromregelungen
vereinfacht werden. 
 
Die politischen Entscheidungen der letzten Jahre haben uns vom
Weg zu einem klimaneutralen Energiesektor abgebracht.
Während konventionelle Kraftwerke weiterhin hohe
wirtschaftliche Subventionen und politische, strukturelle Vorteile
erhalten, werden erneuerbare Energien massiv behindert, so dass
ihr Ausbau stagniert. 

 

Photovoltaik
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Ein schneller und vollständiger Umstieg auf erneuerbare Energie
bis 2035 ist jedoch alternativlos, damit Deutschland in der Lage
ist, das 1,5 °C Ziel einzuhalten.
Dabei müssen sowohl die Aufgaben des Umwelt- und
Naturschutzes als auch Möglichkeiten zur Stromspeicherung für
wind- und sonnenarme Zeiträume mitgedacht werden. 
Ein schnelles Handeln ist notwendig, damit Menschen – regional
wie global – auf eine lebenswerte und nachhaltig gestaltete
Zukunft blicken können.

Potenzial von Leistungen
Photovoltaik auf Dachflächen

12 % 

Quelle: Agentur für Erneuerbare Energien (AEE) (2020)
 

(2017)

Die Gesamtheit der Häuser stellt das Potential der Dachflächen
dar, die für Photovoltaik genutzt werden könnten. Stand 2017
sind nur 12% der potentiellen Dachflächen mit
Photovoltaikmodulen bestückt.
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Aufgrund der Dekarbonisierung des Energiesektors und
des steigenden Strombedarfs müssen die Erneuerbaren
Energien deutlich stärker ausgebaut werden. Doch der
Ausbau stagniert. Wie bzw. in welcher Form wollen Sie
den Ausbau von Windenergie und Photovoltaik fördern
und in welchem konkreten Umfang?

3CDU/CSU
FDP

Die CDU/CSU will den Ausbau der EE voranbringen, indem sie
auf einen diversifizierten, nachhaltigen und sicheren Energiemix
aus Sonne, Wind, Biomasse, Wasserkraft und Geothermie setzen
wollen. Photovoltaik soll durch ein Sonnenpaket und
Genehmigungsverfahren mit Hilfe von Onlineplattformen
gefördert werden, Windenergie durch den naturverträglichen
Ausbau von on- und offshore Anlagen und dessen Repowering.
Das Ausweisen von Flächen für Windenergie, z.B. entlang von
Verkehrswegen, wird angestrebt.

Die FDP will den Ausbau der EE voranbringen und fordert,
Planung und Genehmigung für Anlagen und Netze zu verbessern.
Die Akzeptanz der Energiewende soll durch
Bürger*innenbeteiligung, Ausgleich mit Anwohner*innen und
rechtsstaatlichen Verfahren gestärkt werden.
Die Wettbewerbsfähigkeit der EE soll mit der CO -Bepreisung
über Emissionshandel und Entlastung des Strompreises realisiert
werden. Ausbauziele für Erzeugungstechnologien lehnt die FDP
ab und setzt auf den Import von z.B. Wasserstoff.

 

2
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DIE GRÜNEN

DIE LINKE
SPD

Die GRÜNEN setzen diese Ausbauziele: jährlich 10 bis 12 GW
Zubau von Solarenergie, 5 bis 6 GW Windenergie an Land und
bis 2035 35 GW Windenergie auf See. Bis 2025 sollen 1,5 Mio.
neue Solardächer geschaffen und die direkte Nutzung des
Stroms vom eigenen Dach gestärkt werden. Der Windenergie
wird 2 % der Bundesfläche zugesprochen. Ihr Ausbau soll mit
Bürger*innenbeteiligung und einer naturverträglichen
Standortwahl ermöglicht werden. Zudem sollen Planung und
Genehmigung verbessert werden. 

Die LINKE fordert eine sozial gerechte Energiewende. Strom-
und Wärmenetze sollen öffentlich und demokratisch betrieben
und Energieversorgung vergesellschaftet werden. 
100 % Ökostrom soll schnellstens erreicht werden: jährlich
mind. 10 GW Photovoltaik, 7 GW Wind an Land und 2 GW Wind
auf See bis 2025. Das Ausschreibungsmodell soll für kleine
Bürger*innenprojekte nicht angewendet werden. Regeln für
Repowering, Natur-, Klima- und Anwohner*innenschutz von
Ökostromanlagen sollen allen zugutekommen.

Als eine der ersten Maßnahmen will eine SPD-geführte
Regierung das Erneuerbare Energien Gesetz anpassen und die
Ausbaupfade für Wind und Photovoltaik deutlich anheben.
Ferner wollen sie die Planungs- und Genehmigungsverfahren
deutlich beschleunigen, sodass die Genehmigung einer
Windenergieanlage zukünftig maximal 6 Monate dauert. Sie
wollen sich außerdem mit den Bundesländern darauf einigen,   
 2 % der Bundesfläche für Windkraft zur Verfügung zu stellen.
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BAUSEKTOR

Das Bauen und Betreiben unserer Häuser, Gebäude und
Infrastruktur, die wir tagtäglich nutzen, trägt einen
großen Teil zur Klimakrise bei. Der Gebäudesektor ist
einer der ressourcen- und emissionsintensivsten
Wirtschafts- und Lebensbereiche.

In Deutschland stammen etwa ein Drittel der gesamten
CO -Emissionen aus dem Gebäudesektor und der dafür
notwendigen Herstellung von Strom, Wärme und
Baustoffen. Dabei werden große Mengen Rohstoffe, wie
z. B. Sand, verbraucht. Diese werden vielerorts knapp
und dabei oft so eingesetzt, dass sie als nicht
wiederverwertbarer Abfall enden.
Damit der Ressourcenverbrauch und die Treibhausgas-
Emissionen des Gebäudesektors reduziert werden
können, bedarf es umfassender Maßnahmen.

Die aktuelle Strategie der Bundesregierung fördert den
energieeffizienten Neubau und die energetische
Sanierung von bereits bestehenden Gebäuden. Trotz der
höheren Energieeffizienz wurden die Treibhausgas-
Emissionen im Gebäudesektor nicht ausreichend
reduziert. Durch die anhaltende Priorisierung von Neubau
wurden die positiven Effekte der Gebäudesanierung und
der höheren energetischen Standards ausgeglichen. Aber
wie kann das sein?

Allein beim Bau eines energieeffizienten Gebäudes wird
mehr CO ausgestoßen, als in 60 Betriebsjahren anfallen.
Das heißt, die Hälfte der benötigten Energie eines
Hauses wird schon beim Bau verbraucht.

2

2
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Obwohl Neubau also deutlich klimaschädlicher ist, als
bestehende Gebäude zu sanieren, wird er von der aktuellen
Bundesregierung bevorzugt.

Außerdem wird der Flächenverbrauch durch fortlaufenden
Neubau zum Problem. Er hat sich in den vergangenen 60 Jahren
mehr als verdoppelt. Jeden Tag werden in Deutschland 52
Hektar Fläche neu bebaut. Das Ziel der Bundesregierung, den
Flächenverbrauch bis 2020 pro Tag auf 30 Hektar zu reduzieren,
wurde also weit verfehlt. Deshalb wurde dieses nun auf 2030
verlegt. Angesichts der spürbaren Klimafolgen auch hierzulande
ist dies besonders problematisch. Denn der Boden verliert durch
die Bebauung wichtige natürliche Funktionen wie z. B. das
Speichern von CO oder das Kühlen der Umgebung. Versiegelter
Boden erhöht die Überschwemmungsgefahr und kann nur mit
sehr großem Aufwand wieder landwirtschaftlich nutzbar
gemacht werden.

Flächenverbrauch 
pro Tag in 
Deutschland  

52 Hektar
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31.000 t/Jahr 

Die aktuelle Effizienzstrategie der Bundesregierung im Bausektor
reicht demnach nicht aus, um den massiven Verbrauch von
Ressourcen und Flächen sowie den Ausstoß von
klimaschädlichen Gasen zu minimieren. Doch es gibt effektive
Maßnahmen, mit denen die Politik unsere gebaute Umwelt
klimafreundlicher gestalten kann.

 
Suffiziente Wohnsiedlungspolitik
Am effektivsten werden Emissionen vermieden, indem weniger
gebaut wird. Insbesondere Wohnformen wie z.B.
Einfamilienhäuser verbrauchen sehr viel Fläche, Energie und
Ressourcen. Daher müssen Anreize für den Bau dieser
Wohnformen deutlich minimiert werden.
Stattdessen sollten bestehende Gebäude und bereits versiegelte
Flächen für die nachträgliche Verdichtung der Städte genutzt
werden.
Für wirksamen Klimaschutz müssen diese Maßnahmen einem
Abriss und Neubau immer vorgezogen werden, denn auch der
Materialbedarf einer Sanierung ist um zwei Drittel geringer als
der eines Neubaus. Auf diese Weise können Grünflächen am
Stadtrand für Erholung und Landwirtschaft erhalten werden und
dennoch ausreichend bezahlbarer Wohnraum entstehen. Helfen
könnten dabei bundesweit verpflichtende Datenbanken, die
Leerstand und Brachflächen erfassen. Wenn Sanierungen
erleichtert und gefördert werden und der Abriss von Gebäuden
genehmigt werden muss, erhöht sich auch der Anreiz ressourcen-
und klimaschonend umzubauen.
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Lebenszyklusanalyse von Neubauten

1960: 
19 m²

 

1990: 
35 m²

2019: 
47 m²

Wohnflächenbedarf 
pro Person

Falls Neubau wirklich notwendig ist, muss eine
Lebenszyklusanalyse erfolgen. Das heißt, alle Umweltfolgen vom
Bau bis zum Abriss eines Hauses zu betrachten. Außerdem
braucht es unbedingt Vorgaben zum maximalen
Materialverbrauch und CO -Ausstoß pro Quadratmeter. Alle
verbauten Materialien müssen verpflichtend und abrufbar
dokumentiert werden um im Falle eines Umbaus oder Abriss ihre
Wiederverwendung zu erleichtern.

2

Diese Umweltstandards können als Bedingung für Neubau
festgelegt werden. Dadurch würden alle Phasen des
Lebenszyklus ökologisch optimiert und Umweltfolgen minimiert . 
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Außerdem kann der Handel mit Flächenzertifikaten den
Flächenverbrauch wirksam begrenzen. Dabei wird ein maximaler
Verbrauch deutschlandweit festgelegt und an die Kommunen
vergeben. So hätten Kommunen Anreize, Flächen zu sparen, weil
sie ihre Zertifikate dann an andere Kommunen verkaufen
könnten. Dadurch würde sichergestellt werden, dass neue Wohn-
und Gewerbeflächen nur dort entstehen, wo sie auch wirklich
gebraucht werden.
Gemeinden könnten dann zum Beispiel Landschaftsparks anstatt
neuer Baugebiete  auf der grünen Wiese errichten. Das mit den
Zertifikaten verdiente Geld könnte beispielsweise in die
Entwicklung der Innenstädte, Schulen, Krankenhäuser und
anderer wichtiger Infrastruktur gesteckt werden. So würde die
Lebens- und Aufenthaltsqualität für die Bewohner*innen steigen.
 
Eine Neuausrichtung des Bausektors bedeutet also nicht, dass
wir uns von einem schönen Wohnumfeld verabschieden müssen.
Im Gegenteil: Wenn wir bestehende Gebäude entwickeln und die
Städte nachverdichten, werden unsere Städte und Gemeinden
lebendiger und die Wege für Viele kürzer. Gemeinschaftliche
Wohnformen fördern eine starke Nachbarschaft und die
Vernetzung von verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Statt
unsere Vorstädte in Betonwüsten zu verwandeln, erhalten wir
sie als landwirtschaftliche Flächen und Naherholungsräume.

Flächenzertifikate
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Ein Großteil der CO -Emissionen eines Gebäudes fällt
bereits beim Bau an. Deshalb muss klimaverträglicheres
Bauen in den Fokus rücken. Welche Maßnahmen sieht
Ihre Partei konkret vor, um Suffizienz im Bauwesen
umzusetzen, insbesondere im Hinblick auf
Flächenverbrauch und das Potential des Bestands?

CDU/CSU
FDP

3
Die FDP sieht einen „sektorübergreifenden Emissionshandel“ als
ausreichend für eine klimaschonende Baubranche an. Außerdem
soll der Flächenverbrauch „durch mehr Möglichkeiten der
Nachverdichtung und des Dachgeschossausbaus auf kommunaler
Ebene“ reduziert werden.

Die Union will durch nachhaltige, recycelte und regionale
Rohstoffe wie „Sand, Gips und Holz“ die Bauwirtschaft in Form 
 einer  Kreislaufwirtschaft  klimafreundlicher gestalten. Durch die
Förderung des sozialen Wohnungsbaus und der flexiblen
Ausweisung von Bauland soll bauen und wohnen bezahlbar
bleiben. Außerdem soll der Flächenverbrauch durch Förderung
und Stärkung der Nachverdichtung, „Brachflächenentwicklung“
und  Aufstockung  von Gebäuden minimiert werden.
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DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD

3

3

Die GRÜNEN fordern für alle Baumaßnahmen eine verpflichtende
„Lebenszyklusbetrachtung von Stoff- und Energieverbrauch“, um
Klimaneutralität umzusetzen. Die energetische Sanierung sowie
Umbau und Erweiterung des Bestandes sollen „Vorrang vor
Neubau“ haben. Für eine faire „Wärmewende“ sollen die Kosten
zwischen Vermieter*innen, Mieter*innen und dem Staat
aufgeteilt werden. Außerdem müssen für eine
„Flächenkreislaufwirtschaft“ neu versiegelte Flächen ortsnah
ausgeglichen werden.

Die Klimaneutralität soll ohne Mieterhöhung durch verbindliche
Sanierungspläne mit 10 Mrd. € Förderung für den Bestand und
verpflichtenden Lebenszyklusanalysen bei Neubauten erreicht
werden. Die Unterbindung von Bestandsvernachlässigung,
Luxussanierungen und „nicht bedarfsgerechten“ Neubauten
sollen Wohnungsmarkt und Klimaschutz zugutekommen. Die
Eindämmung der Flächenversiegelung „auf mind. auf 30 ha pro
Tag“ kann u.a. durch die Abschaffung der beschleunigten
Neuausweisung von Bauland ermöglicht werden.

Die SPD will mit zusammengeführten und vereinfachten
Förderprogrammen „energetische Maßnahmen“ bei Neubauten
und Bestandsgebäuden stärken. Die Baustoffindustrie soll „durch
„Forschungs- und Markteinführungsprogramme“ und
„Rahmenbedingungen für [...] emissionsarme Technologien“ 
CO - arm gestaltet werden. Laut SPD wurden mit der
beschlossenen  „Baugesetzbuch-Reform“ bereits „Instrumente für
die innerstädtische Nachverdichtung geschaffen“, die nun durch
Länder und Kommunen umgesetzt werden sollen.

2
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Der Verkehrssektor ist für 1/5 der deutschen 
CO -Emissionen verantwortlich und ist damit direkt nach
der Energiewirtschaft zweitgrößter Emittent. Dabei
macht der individuelle Autoverkehr einen besonders
großen Anteil aus (siehe Grafik). Es spielt also eine
entscheidende Rolle für das Klima, wie wir uns in
Zukunft fortbewegen. Mit der Unterzeichnung des
Pariser Klimaabkommens hat sich die Bundesregierung
dazu bekannt, den Verkehr bis 2050 klimaneutral zu
gestalten. Doch die Treibhausgasemissionen sinken bei
weitem nicht so schnell, wie sie sollten. Mit einem bis
2030 prognostizierten Ausstoß von umgerechnet 154
Mio. t CO  sind wir noch mehr als 56 Mio. t CO  von der
Erreichung der Klimaschutzziele entfernt. Beim heutigen
Niveau müssten die Treibhausgasemissionen im
Verkehrssektor bis 2030 um knapp 40 % vermindert
werden, um zumindest das selbstgesteckte Ziel der
Bundesregierung einzuhalten.

VERKEHR
Abgase und Flächenversiegelung
Nicht nur die globale Klimakrise wird durch das hohe
Verkehrsaufkommen klimaschädlicher Fahrzeuge
angeheizt, wir erleben auch lokal die Folgen der
Mobilitätspolitik. Allein in Deutschland trägt der
Autoverkehr einen Großteil zu den 7.000 vorzeitigen
Todesfällen bei, die jedes Jahr durch den Ausstoß von
Feinstaub und Stickoxiden verursacht werden. Der
Reifenabrieb von Pkws ist zusätzlich dazu die größte
Mikroplastikquelle in Deutschland. 

2

2 2
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Von der Luftverschmutzung sind dabei vor allem
einkommensschwache Bevölkerungsschichten betroffen, die an
vielbefahrenen Straßen und damit Hot Spots der
Luftverschmutzung leben. Ein Auto steht zudem im Durchschnitt
94% des Tages ungenutzt herum und verbraucht damit Fläche,
die gerade in Städten knapp ist. Insgesamt bedecken alle
Verkehrsflächen in Deutschland Bodenflächen ungefähr der
Größe Sachsens. Der wesentliche Anteil entfällt dabei auf
Straßen und Parkplätze.

Flächenverbrauch nach Verkehrsmittel
in Quadratmeter pro beförderter Person im Stadtverkehr

Motorisierter
Individualverkehr

Bus

Fahrrad Straßen-
bahn

Zug

Fußgänger*in
nen

  100 m²
 

  20 m²
 

  10 m²
 

  7m²
 

  8m²
 

  2 m²

 

Quelle: Allianz pro Schiene 2020
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Mit der Versiegelung verlieren die Böden wichtige Funktionen,
sodass unter anderem die Gefahr für Hochwasser zunimmt und
sich unsere Städte weiter aufheizen. Die vielen Straßen und
Parkplätze sind damit außerdem für Wohnraum oder als Orte der
Erholung und Natur nicht mehr verfügbar.

Bereits die Herstellung jedes Autos hat einen massiven Einfluss
auf seine Klimabilanz.
Für ein durchschnittliches Fahrzeug werden etwa 70 Tonnen
Rohmaterialien verbraucht. Dies führt dazu, dass ca. 15-20 % des
CO s, welches über seine gesamte Lebenszeit ausgestoßen wird,
bereits bei der Produktion anfallen.
Elektrofahrzeuge verursachen bei der Herstellung in der Regel
sogar mehr CO  als herkömmliche Verbrenner. Die gesamte 
CO -Bilanz eines E-Autos über seine Lebensdauer hängt
außerdem stark vom Strommix ab. Beim heutigen Strommix
würde ein E-Auto immer noch 70 % des CO eines baugleichen
Benziners ausstoßen.
Damit sind E-Autos zwar heute schon insgesamt
klimafreundlicher, doch ein reiner Austausch der Autoflotte hin
zu E-Autos würde keine hinreichende Alternative darstellen. Der
Strombedarf würde so stark steigen, dass wir ihn in näherer Zeit
schwer über Erneuerbare Energie decken könnten. Außerdem
blieben der Flächenverbrauch und auch die Unfallzahlen
unverändert. Daher muss die Gesamtzahl der Autos deutlich
reduziert werden.

E-Autos als Alternative?

2

2

2

2

25



Politische Steuerung
Die gegenwärtigen Entwicklungen und Anreizstrukturen sehen
jedoch anders aus. Autos werden zwar effizienter, doch nimmt
der Verkauf von schweren Fahrzeugen mit leistungsstarken
Motoren und die Länge der Fahrstrecken zu. 
Die Effizienzsteigerungen im Antrieb haben somit nicht zur
nötigen Reduzierung der Treibhausgase im Verkehrsbereich
geführt. So machen beispielsweise Statussymbole wie SUVs und
Geländewagen heute ein Viertel der verkauften Pkw aus.
 
Die Bundesregierung fördert noch immer klimaschädliche
Mobilitätsarten. Ein Beispiel ist das Dienstwagenprivileg:
Firmenwagen werden niedriger besteuert, auch wenn sie privat
genutzt werden. Mit jährlich fast fünf Milliarden Euro werden so
die Anreize erhöht, mehr Auto zu fahren und eine Zunahme des
Pkw-Bestands in Deutschland gefördert. Allein zwei Drittel der
2017 zugelassenen Pkw wurden gewerblich zugelassen.

Das Dienstwagenprivileg unterstützt also klimaschädliche Pkws
auf Kosten der Allgemeinheit und trägt damit zu hohen
Umweltbelastungen des Straßenverkehrs bei. Dabei ermöglicht
es in der Regel vor allem höheren Einkommensgruppen von der
steuerlichen Begünstigung zu profitieren und ist damit auch
sozial ungerecht. 
Gleiches gilt für die Pendlerpauschale für Verbrenner, welche
ebenfalls ein wachsendes Verkehrsaufkommen und
dementsprechend umweltbelastendes Verhalten begünstigt. 
Für den Klimaschutz sollten Dienstwagenprivileg und
Pendlerpauschale für Verbrenner vollständig abgeschafft
werden. 
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Wenn dabei außergewöhnliche Belastungen abgemildert und
gezielt Haushalte mit geringem Einkommen und
Fernpendler*innen entlastet werden, ist das Wegfallen dieser
Steuerbegünstigungen auch sozial gerecht.
Statt weiterhin umweltschädliches Verhalten zu subventionieren,
sollte die Bundesregierung Instrumente etablieren, die wirksam
zu einer Treibhausgas-Minderung im Verkehr beitragen. Mit einer
deutlichen Erhöhung der Energiesteuer für Kraftstoffe könnten
beispielsweise 9 % der jährlichen Treibhausgasemissionen im
Verkehrssektor eingespart werden. Seit 2003 sind die
Energiesteuern für Kraftstoffe unverändert, wegen fehlendem
Inflationsausgleich haben diese real sogar abgenommen. Eine
schrittweise Erhöhung der Energiesteuer würde ökonomische
Anreize zum Kraftstoffsparen schaffen, es würden weniger
Verbrenner gefahren, verbrauchsärmere Pkw oder alternative
Verkehrsmittel genutzt werden. Die zusätzlichen Einnahmen
könnten beispielsweise  an die Bürger*innen rückverteilt werden,
wodurch Menschen mit geringem und mittlerem Einkommen
sogar von der Energiesteuer profitieren würden und somit ein
Sozialausgleich gefördert würde.

Wenn wir ein Verkehrsmittel aus unseren Städten und
Landschaften verdrängen, müssen wir Alternativen schaffen,
sodass alle Menschen weiterhin schnell und bequem ihre Ziele
erreichen. Die Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs,
sowie des Rad- und Fußverkehrs ist also Grundlage einer
Verkehrswende und aller Pkw-reduzierenden Maßnahmen. Die
Umwidmung von Straßen und Parkplätzen schafft Platz für 
 einen Ausbau des Nahverkehrs, Radfahrende und
Fußgänger*innen.
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Auch entlegene Bereiche müssen mit öffentlichen
Verkehrsmitteln gut angebunden, bezahlbar und mit einer hohen
Taktung erreichbar sein. Verlagern wir den Verkehr von der
Straße auf die Schiene, schonen wir nicht nur das Klima, wir
schaffen auch lebenswertere Städte und Dörfer. Haben wir gut
ausgebaute Rad- und Fußwege findet das Leben wieder mehr auf
der Straße statt, wir haben Raum für Begegnung, Grünflächen
und gute Luft.

Vergleich unterschiedlicher Treibhausgas-
emissionen im Personenverkehr in Deutschland  

Flugzeug, Inland 

In Gramm pro Personenkilometer (2019)

214 

Pkw

Linienbus, Nahverkehr

Eisenbahn, Nahverkehr

Straßen-, Stadt- u. U-Bahn

Sonstige Reisebusse

 Eisenbahn, Fernverkehr

 Linienbus, Fernverkehr

154 

83 

54 

54 

36 

29 

29 

Quelle: Umweltbundesamt (2021)
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Der Verkehrssektor ist für 1/5 der deutschen 
CO - Emissionen verantwortlich. Welche Maßnahmen
schlägt ihre Partei für eine gerechte und
klimafreundliche Verkehrswende vor, insbesondere
hinsichtlich des hohen Ressourcen-, Energie- und
Flächenverbrauchs von Verbrennern und E-Autos?

2CDU/CSU
FDP

Die Unionsparteien fordern die freie Wahlmöglichkeit zwischen
den Verkehrsangeboten, die miteinander vernetzt und
digitalisiert werden sollen. Im öffentlichen Verkehr soll überall
ein bedarfsgerechtes Grundangebot, der Deutschlandtakt sowie
eine Verzahnung zwischen motorisiertem Individualverkehr und
ÖPNV realisiert werden. Außerdem sollen synthetische
Kraftstoffe und Wasserstoff mehr eingesetzt werden und eine
technologieoffene Forschung und Erprobung stattfinden.

Die FDP fordert die Einbeziehung des Verkehrs in den EU-
Emissionshandel, um so die Klimaschutzziele Deutschlands und
der EU mit einem marktkonformen CO -Preis zu erreichen.
Außerdem wollen sie mehr alternative, klimafreundliche
Kraftstoffe, eine sinnvolle Parkraumbewirtschaftung, die
Anwendung von Nutzen-Kosten-Analysen beim
Infrastrukturausbau und sehen großes Potential im fairen
Wettbewerb moderner Mobilitätsdienstleistungen sowie der
Digitalisierung der Verkehrsinfrastruktur. 

2

2
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DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD

Die Grünen fordern eine ökologisch und sozial gerechte
Verkehrswende. Dafür wollen sie den ÖPNV, Rad- und Fußverkehr
stärken und ausbauen und gleichzeitig eine flächendeckende
Mobilitätsgarantie sowie attraktive Preisangebote entwickeln.
Außerdem müsse der Autoverkehr abnehmen und emissionsfrei
werden. Das wollen sie u.a. mit einer CO -Bepreisung und einem
Subventionsabbau erreichen. Auf EU-Ebene fordern sie
ambitionierte CO -Grenzwerte und ab 2030 nur noch
emissionsfreie Autos neu zuzulassen.

Die Linke fordert eine Verkehrswende und nicht bloß einen
Antriebswechsel. Sie wollen öffentliche Verkehrsmittel massiv
ausbauen und sozial gerecht gestalten, also günstigere und
teilweise kostenlose Tickets. In Städten und auf dem Land sollen
Menschen ohne Auto mobil sein können. Außerdem fordern sie
einen Stopp der Neuzulassung von Pkw mit Verbrennerantrieb
2030, den Neu- und Ausbaustopp von Autobahnen, ein
Tempolimit von 120 km/h auf Autobahnen sowie eine Reform der
Dienstwagenbesteuerung.

Die SPD will die Verkehrswende voranbringen und bis 2030 das
modernste und klimafreundlichste Mobilitätssystem Europas
aufbauen. Jede*r Bürger*in soll einen wohnortnahen Anschluss an
den öffentlichen Verkehr haben. Der ÖPNV soll ausgebaut und
die Bahn soll mit einem regelmäßigen Fernverkehrsanschluss für
neue Großstädte, einer Qualitätsoffensive beim Nahverkehr und
der Reaktivierung von Bahnlinien gestärkt werden. Den Umstieg
auf die E-Mobilität soll beschleunigt und die Ladenetze sollen
aus- und aufgebaut werden.

2
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Unsere Welt wird zunehmend digitaler, immer mehr
elektronische Geräte finden Einzug in unseren Alltag.
Dabei bezeichnet Digitalisierung die großflächige
Umstellung von bisher analog-händischen Inhalten und
Prozessen auf eine digital-maschinelle Form oder
Arbeitsweise. Unser wirtschaftliches und soziales
Zusammenleben verändert sich dadurch in
tiefgreifender Weise. 

DIGITALISIERUNG

32

Viele haben die Hoffnung, dass Digitalisierung zur
Ressourcenschonung beiträgt (z.B. E-Books statt
Papierberge und Bücherregale) und ein nachhaltigeres
Leben und Wirtschaften ermöglicht (über Online-
Plattformen können wir z.B. Dinge tauschen). Dabei wird
ein wichtiger Aspekt zumeist vergessen: Mit jeder
Digitalisierung eines Vorgangs oder Produkts geht
immer eine Elektrifizierung einher, und damit ein neuer
Bedarf an Strom und Rohstoffen. Bereits jetzt würden
über 2000 Kohlekraftwerke durchschnittlicher Leistung
benötigt, um den Strom für das weltweite Internet
bereitzustellen. 

So wie Digitalisierung derzeit umgesetzt wird, ist sie
kein Heilsbringer in der Klimakrise, sondern ein Treiber
für eben diese. Um das zu ändern, muss Digitalisierung
kritisch überdacht und politisch ein gesetzlicher
Rahmen geschaffen werden im Sinne der Digitalen
Suffizienz (siehe Infokasten). Bezogen auf die
Techniksuffizienz etwa kann die Politik das Einbauen
von Sollbruchstellen verbieten und die Hersteller
verpflichten, für die Langlebigkeit ihrer Produkte zu
garantieren.



 

6 Eine Facette der Digitalisierung ist das personalisierte
Marketing. Dabei werden die digitalen Fußspuren, die wir bei
unseren täglichen Ausflügen im Internet hinterlassen, von
Konzernen gesammelt, um daraus Persönlichkeitsprofile zu
erstellen. Diese enthalten eine unvorstellbare Menge an
Informationen über uns, die in ihrer Gesamtheit „Big Data“
genannt werden. Was analog nicht vorstellbar war, ist heute
digitaler Alltag: Dass wir über Google erst kürzlich nach dem
neuen Album unserer Lieblingsband suchten, derzeit eine
Urlaubsreise planen oder neue Bettwäsche brauchen, ist keine
persönliche Sache mehr und wird in das von uns erstellte Profil
eingespeist. Dieses wird dann genutzt, um uns erschreckend
passgenaue Werbung zu präsentieren – mit dem Effekt, dass bei
uns laufend neue Konsumwünsche geweckt werden und wir
ungewollt mehr konsumieren.

Big Data schafft große Wünsche

33

Aus umweltpolitischer Sicht ist das hochproblematisch, denn das
durchschnittliche Konsumniveau in Deutschland ist schon seit
langem viel zu hoch. Das verbraucht enorme Mengen an
Ressourcen und Energie und macht in vielen Fällen nicht einmal
glücklicher.
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Was ist eigentlich Digitale Suffizienz?

1.
der Techniksuffizienz,
bei der es um die
sozial und ökologisch
nachhaltige
Herstellung von
technischen Geräten
und der zugehörigen
Infrastruktur geht.
Diese müssen
möglichst lange
haltbar und nutzbar
sein. Konfliktrohstoffe,
deren Einsatz mit
sozialen und
ökologischen
Problemen verbunden
ist, müssen vermieden
oder zumindest durch
weniger kritische
ersetzt werden.

Die Idee der digitalen Suffizienz basiert auf dem Leitbild „So viel
Digitalisierung wie nötig, so wenig wie möglich“ und setzt sich
zusammen aus:
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Abschätzung der
Jahresstromverbräuche in

privaten Haushalten

Quelle: Lehmann,
F., U. Weiß und L.-
A. Brischke (2015)



3
der ökonomischen
Suffizienz, bei der die
zentrale Frage ist: Wie
kann Digitalisierung dazu
beitragen, eine Wirtschaft
entstehen zu lassen,
welche Lebensqualität
bietet und ohne steigenden
Verbrauch von sozialen
und natürlichen
Ressourcen auskommt?

der Nutzungssuffizienz, welche sich auf das Verhalten bei
der Nutzung technischer Geräte bezieht.
Effizienzsteigerungen senken oft die finanziellen, zeitlichen
oder ökologischen Kosten für Produkte oder
Dienstleistungen. Das macht die Nutzung attraktiver und wir
konsumieren mehr davon - die ursprünglichen Einsparungen
an Ressourcen werden so teilweise wieder aufgehoben
(sogenannter Rebound-Effekt).

 

3.

4.

der Datensuffizienz, bei der gilt: So wenig Daten sammeln
wie nötig, denn Datenverkehr erhöht den Stromverbrauch. 
Wie sinnvoll ist es, dass beispielsweise unsere Küchengeräte
miteinander vernetzt sind und kommunizieren?

2.
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Zustand 2015

Prognose bei Steigerung
technischer Effizienz, zzgl.
Rebound Effekt

Prognose bei Steigerung
 technischer Effizienz, inkl.
Suffizienz bei Geräteausstattung
und- gebrauch

 28 TWh/a

  27 TWh/a

  6 TWh/a Wenn euch das Thema interessiert,
schaut gerne auf
www.bundjugend.de vorbei. Dort
könnt ihr euch kostenlos die
Broschüre "#Vollvernetzt - Mit
digitaler Suffizienz zum guten Leben
für alle" herunterladen. 

http://www.bundjugend.de/


CDU/CSU
FDP

Inwiefern bekennen Sie sich als Partei zu den vier Säulen
der digitalen Suffizienz (Techniksuffizienz,
Datensuffizienz, Nutzungssuffizienz und ökonomischer
Suffizienz)?
Welche konkreten Maßnahmen wollen Sie zur Erreichung
derselben umsetzen und bis wann?

2
Die FDP möchte durch den Aufbau von „technologieoffenem
Recycling“ und einer „EU-weiten Kreislaufwirtschaft“ Ressourcen
schonen. Den Rahmen für die Erreichung digitaler Suffizienz soll
ein sektorenübergreifender Emissionshandel für CO -Ausstoß
schaffen.Die FDP möchte Nachhaltigkeit von Rechenzentren
erreichen, indem sie Anreize zur Nutzung der Abwärme von
Rechenzentren schafft und gezielt Forschungsförderung für
energie- und ressourcensparende Informations- und
Kommunikationstechnik ausbaut.

„Nachhaltiges Wachstum heißt, den wirtschaftlichen Fortschritt
vom Ressourcenverbrauch zu entkoppeln.“ Die CDU/CSU setzt
auf Kreislaufwirtschaft, um unsere natürlichen Lebensgrundlagen
zu schützen und dabei Arbeitsplätze zu schaffen und Wohlstand
zu sichern. Ziel der CDU/CSU sind Rohstoffe „Made in Germany“,
in der Gewinnung sowie im Recycling. Die CDU/CSU setzt u.a. auf
erneuerbare Energien und Kreislaufwirtschaft, um eine
ressourceneffiziente und nachhaltige digitale Wirtschaft zu
etablieren.

2

36



DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD Für die SPD ist klar: „Die digitale Gesellschaft lässt sich nicht auf
Verzicht gründen.“ Sie fordert bezahlbaren und selbstbestimmten
Zugang zu digitalen Angeboten für alle.Die SPD möchte
gemeinsam mit den EU-Mitgliedsstaaten eine Regulierung gegen
die digitale Monopolbildung schaffen und dabei den Wettbewerb
sichern. Zudem möchte sie sich auf europäischer Ebene
einsetzen für mehr Datenschutz, nachhaltige digitale
Technologien und Alternativen zu großen Plattformen.

Die LINKE möchte den Klimaschutz „nicht mehr dem Markt
überlassen“. Ökonomische Suffizienz soll Reboundeffekte
verhindern. Erneuerbare Energien, Speichertechnologien und
Netze sollen ausgebaut und die Abwärme von Rechenzentren
genutzt werden. Minimaler Materialeinsatz, Recycling und
Reparaturfähigkeit sollen durch ein Kreislaufwirtschaftsgesetz
gefördert werden. Sie fordern u.a. eine Abgabe für
Primärrohstoffe, Ökodesignvorgaben für Produkte und ein
Pfandsystem für Geräte und Batterien.

Für die Grünen ist Suffizienz „ein leitendes Motiv für unsere
sozial-ökologische Gestaltung der Digitalisierung“. Sie fordern
eine nachhaltige IT-Beschaffung des Bundes u.a. durch
Herstellerunabhängigkeit und Reparaturfähigkeit. Alle
Rechencenter des Bundes sollen mit erneuerbarer Energie
betrieben werden. Fördergelder für digitale Projekte und
Gründungen sollen an den UN-Nachhaltigkeitszielen
ausgerichtet, mit Zertifikaten Positivanreize geschaffen und ein
Recht auf Reparatur eingeführt werden.
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Ein Umbau der deutschen und europäischen
Wirtschaft durch eine veränderte politische
Steuerung kann die entscheidenden Weichen
für eine klimaneutrale und sozial gerechte
Zukunft stellen. Deshalb beschäftigen wir
uns in diesem Kapitel mit dem Thema 
 nachhaltige Wirtschaftshilfen, die in der
Corona-Pandemie zusätzlich an Bedeutung
gewonnen haben.
 
In den letzten Jahrzehnten hat sich gezeigt,
dass weitgehend freie Märkte ohne staatliche
Steuerung Krisen verursachen und damit zu
Umweltschäden und sozialer Ungerechtigkeit
führen. Anstatt also mit staatlicher
Steuerung eine klimaneutrale und sozial
gerechte Zukunft einzuleiten, wurden 2019
in Deutschland immer noch
umweltschädliche Wirtschaftsbereiche mit
etwa 50 Mrd. Euro subventioniert. Das
bedeutet, dass diese Bereiche direkt
Steuergelder erhalten, oder von steuerlichen
oder rechtlichen Vorteilen profitieren.
Außerdem müssen sie nicht die tatsächlichen
Kosten (CO -Emissionen, Umweltschäden
etc.) ihrer Produkte zahlen - diese zahlen wir
in Form von Umwelt- und
Gesundheitsschäden sowie Steuergeldern.

NACHHALTIGE
WIRTSCHAFTSHILFEN
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Zu Beginn der Corona-Pandemie wurden zusätzlich zu den
üblichen Wirtschaftshilfen weitere Hilfspakete von der deutschen
Regierung beschlossen. Das war teilweise wichtig, um Betriebe
und Beschäftigte vor Schließungen und Arbeitsplatzverlust zu
schützen. Gleichzeitig schreitet die Klimakrise voran, die uns
dazu zwingt, besonders umweltschädliche Betriebe und
Technologien, wie z.B. die Kohleverstromung, aufzugeben.
Das ist auch der Bundesregierung bewusst, die sich 2015 dem
Pariser Klimaabkommen verpflichtet hat und nach einer
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts plant, bis 2045
klimaneutral zu sein. Um das zu erreichen, hat der Staat neben
der Möglichkeit von Gesetzesänderungen auch eine finanzielle
Steuerungskraft durch Förderprogramme, Subventionen,
Steuerregelungen und CO -Bepreisung. Dadurch könnten fossile
Technologien (Technologien auf der Basis von Kohle, Öl und Gas)
unattraktiver und erneuerbare Alternativen (Solar- und
Windenergie etc.) attraktiver gemacht werden. 

Investitionen in der Corona-Pandemie

sehr negativ: € 1,0 Mio 

negativ: € 23,1 Mio

noch nicht abschätzbar: € 28,5 Mio  

kein Effekt: € 46,3 Mio

positiv: € 19,0 Mio

sehr positiv: € 22,4 Mio 

Wirkung der
deutschen

Corona-Hilfen

insgesamt: €140.303.088.000

Quelle: Green Recovery Tracker (2021)
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Deutschland hat neben nationalen Maßnahmen großen Einfluss
in der Europäischen Union und damit die Verantwortung, auch
dort für nachhaltige Wirtschaftshilfen einzustehen. Davon
könnten dann alle Mitgliedsstaaten der EU (knapp 450 Mio.
Menschen) profitieren. 
In der EU sollen bis 2027 insgesamt 1,8 Billionen Euro für die
europäische Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden, davon 1/3
(600 Mrd. Euro) für den nachhaltigen Umbau der Wirtschaft und
Klimaschutzmaßnahmen. Ziel des EGD ist die Klimaneutralität
der Europäischen Union bis 2050, welche durch drei
Kernfaktoren erreicht werden soll: Erstens soll der Ausstoß von
Treibhausgasen bis 2050 auf Nettonull sinken und zweitens ein
Wirtschaftswachstum unabhängig von steigender
Ressourcennutzung erreicht werden. Dabei sollen drittens keine
Regionen oder Menschen zurückgelassen werden.

Deutschland und die Europäische Union

Doch wie gut wird das Geld wirklich eingesetzt?
Das deutsche Corona-Hilfspaket umfasst Investitionen von ca.
140 Mrd. Euro. Davon haben nach Zahlen des Wuppertal Instituts
und E3G (Third Generation Environmentalism) nur etwa 21 %
einen positiven Effekt auf das Klima. 
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Mit diesen Geldern finanzierte Maßnahmen sind beispielsweise
Investitionen in Erneuerbare Energien oder E-Mobilität. Von den
EU-Geldern werden nur rund 1/3 in neue grüne Projekte
investiert und oft bereits beschlossene Maßnahmen finanziert.
Etwa 17 %, also etwa 24 Mrd. Euro, werden voraussichtlich sogar
einen messbar negativen Effekt auf das Klima haben. 
(siehe Grafik)
 
Wirtschaftshilfen müssen kurz- und langfristige
Herausforderungen zusammendenken. Wenn mit Corona-Hilfen
umweltschädliche Wirtschaftsbereiche bedingungslos gefördert
werden, zementieren wir für die nächsten Jahre und Jahrzehnte
ein Wirtschaftssystem, das die Erderwärmung mit all ihren
gefährlichen Folgen, wie z.B. Flutkatastrophen, weiter verschärft.
Durch den Abbau umweltschädlicher Subventionen würden der
Staat gleichzeitig Ausgaben in Höhe von etwa 50 Mrd. Euro pro
Jahr vermeiden. Allein dadurch würden jedes Jahr knapp 100
Millionen Tonnen Treibhausgase eingespart werden, was etwa
dem jährlichen Treibhausgasausstoß des gesamten Pkw-Verkehrs
in Deutschland entspräche. Staatliche Maßnahmen haben also
heute schon eine riesige Steuerungswirkung, nur leider in die
falsche Richtung. Wollen wir eine klimaneutrale und sozial
gerechte Wirtschaft erreichen, müssen wir umweltschädliche
Subventionen sofort abschaffen und Wirtschaftshilfen nachhaltig
umgestalten.
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In der Coronakrise waren bisher Wirtschaftshilfen und
Staatskredite kaum an nachhaltige Kriterien geknüpft.
Wie wollen Sie sicherstellen, dass ab sofort
Wirtschaftshilfen für einen klimaneutralen, sozial-
ökologischen Umbau der deutschen Wirtschaft eingesetzt
werden?

4CDU/CSU
FDP

Die CDU/CSU wollen unsere Wirtschaft wieder in Schwung
bringen und sichere, zukunftsfähige Arbeitsplätze schaffen. Der
Grundsatz für ihre Politik, ihr Handeln und Entscheiden, auch
beim Klimawandel, lautet: Interessen zusammenführen, nicht
gegeneinander ausspielen. Sie wollen in diesem Jahrzehnt die
entscheidenden Schritte gehen, damit Deutschland bis 2045 ein
klimaneutrales Industrieland wird. Der Bund soll dafür eine
nachhaltige Beschaffung für die Bundesverwaltungen verankern.

Die FDP fordert, Krisenhilfen nicht an "schwer zu definierende
Nachhaltigkeitskriterien" zu binden, um zum Einen eine schnelle
Auszahlung zu gewährleisten. Zum Anderen gelinge eine
Transformation hin zur CO -Neutralität nicht im Rahmen von
Krisenhilfen. Stattdessen solle durch ein umfassendes
Emissionshandelssystem mit einem strikten und jährlich
sinkenden CO -Limit ein nachhaltiges Wirtschaftssystem erreicht
werden.
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DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD

Die GRÜNE fordert die Bindung öffentlicher Investitionen an
Nachhaltigkeit. Um die Auswirkungen auf das Klima durch
Wirtschaftshilfen abschätzen zu können, plädieren sie für eine
quantitative Erfassung und Veröffentlichung dieser. Mit dem 
"Do-no-harm-Prinzip" wollen sie außerdem ausschließen, dass
öffentliche Ausgaben Klima- und Umweltzielen zuwiderlaufen.

Die LINKE plädiert für "Keine Steuergelder ohne Gegenleistung",
also eine Bindung aller Fördergelder an "soziale und ökologische
Standards". Als Konsequenz würden umweltzerstörende
Subventionen abgebaut und die Gelder in ökologisch nachhaltige
Programme investiert werden. Sie fordern außerdem Konzerne
und Aktionär*innen in die Pflicht zu nehmen, bei der
Finanzierung der ökologischen Modernisierung zu unterstützen.
Auch Corona-Hilfen sollen soziale Auflagen erfüllen.

Die SPD vertritt die Meinung, dass viele neu bewilligte Gelder
bereits an Klima-, und Umweltschutz gebunden sind, wie
beispielsweise die 30 Prozent an Klimaschutz gebundene Gelder
im Aufbaupaket der EU. Sie betont, dass die Bundesregierung
durch ihr Sofortprogramm 2022 und das Klimaschutzprogramm
2030 in den kommenden Jahren fast 90 Milliarden Euro
bereitstelle. 
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2020 wurde der European Green Deal (EGD) auf EU-Ebene
vereinbart. Wie positioniert sich Ihre Partei zum EGD und
welche konkreten Maßnahmen würde Ihre Partei im
Rahmen des EGD zuerst umsetzen? Mit welcher Summe in
Prozent des BIP soll sich Deutschland am EGD beteiligen?

CDU/CSU
FDP

Die CDU/CSU unterstützend die ambitionierte Zielsetzung des
EGD. Als umfassende und ambitionierte Nachhaltigkeitsstrategie
bringe er eine Transformation unseres heutigen Lebens und
Wirtschaftens hin zu einer nachhaltigeren und ökologischeren
Gesellschaft. Der Green Deal soll mehr Arbeitsplätze schaffen
und mehr Wertschöpfung in die Regionen Europas bringen. Alle
Strategien des Green Deals müssen deshalb mit einer
Folgenabschätzung und mit Maßnahmen zur Begleitung des
Übergangs verbunden werden.

In den Grundzügen stimmt die FDP mit dem EGD überein,
Wirtschaftswachstum und Wohlstand in Einklang mit
Klimaschutz und Nachhaltigkeit zu bringen. Stark bemängelt sie
die planwirtschaftliche Ausrichtung und den Mangel an
marktwirtschaftliche Innovationsanreizen, wodurch der
Vorsorgegedanke und das Innovationsprinzip leide. Zur sicheren
und kostenbegrenzenden Umsetzung wünscht sie sich eine
Ausweitung des europäischen Emissionshandels auf weitere
Wirtschaftsbereiche.
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DIE GRÜNEN
DIE LINKE

SPD

Die GRÜNE sieht den EGD als Weichenstellung auf dem Weg zur
klimaneutralen Zukunft. Gesundheit und natürliche Ressourcen
werden geschützt und zukunftsfähige Arbeitsplätze geschaffen.
Im Vordergrund stehe der Ausbau der Erneuerbaren Energien und
ein Kohleaustieg bis 2030, sowie eine länderübergreifende
Anhebung des CO  Mindestpreises auf 60 Euro pro Tonne, welche
mit einer Reduzierung von Emissionszertifikaten
Nachbesserungen im Emissionshandel gewährleisten würden.

Nach Ansicht der LINKEN mangele es dem EGD an efizienten
klimaschützenden Maßnahmen und an sozialen Aspekten, um
den sozialen Zusammenhalt in der Gesellschaft zu
gewährleisten. Der EGD müsse in die politische Strategie
mitaufgenommen werden und dürfe sich nicht nur auf Fonds
reduzieren. Sie betont die Förderung der Gemeinsamen
Agrarpolitik. Um die Umsetzung voranzubringen, müsse
Deutschland weitere 120 Mrd. Euro pro Jahr, aktuell etwa 3,5
Prozent des Bruttoinlandsproduktes aufbringen. 

Die SPD sieht den EGD als Meilenstein in der europäischen
Klimaschutzpolitik und plädiert für eine schnelle Übernahme der
Klimaziele in die jeweiligen Regelungen. Umgesetzt sollen sie
unter anderem durch den Ausbau von E-Mobilität, eine Reform
des Europäischen Emissionshandels, den zügigen Einstieg in die
Wasserstoffwirtschaft und Förderprogramme klimafreundlicher
Technologie. Dabei müssen Unternehmen im internationalen
Wettbewerb geschützt werden.
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